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Expedition: Herrenſtraße AR 20. 
Außerdem übernehmen alle Poft » Anftalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


kilung. 


Dinstag den 21. Februar 1860. 


eintreten laſſen, ſondern müſſe auf einer Erhöhung deſſelben in den bisher 
begünſtigten Provinzen beſtehen. Was endlich den dritten Einwurf betreffe, 
jo laſſe ſich ſehr gut überſehen, wohin der angenommene Satz führen werde, 
da ja das Maß dieſer Belaſtung bereits in den weſtlichen Provinzen vorläge 
und nur auf die öͤſtlichen ausgedehnt werden ſolle. 

. u v. Focke: Das Gute und Nothwendige der Vorlage werde von 
einer Se 


A = Perſonenzug aus Wien hat heute Vormittag in 
| er.⸗Oderberg den Anſchluß an den Perſonenzug nach Bres⸗ 
au nicht erreicht. 
Breslau, den 21. Februar 1860. 
Königliches Poft: Amt. 
Nitſchke. 


Telegraphiſche Depeſche. 
19 Bern, 20. Februar. Der bisherige ſardiniſche Miniſter⸗ 
veſident bei der Eidgenoſſenſchaft, Jocteau, iſt zum außeror⸗ 
entlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter ernannt 
Menden. — Die bisherige ſchweizeriſche Handelsagentur in 
Mailand iſt zum Konſulat erhoben worden. 
Telegraphiſche Nachrichten. 
der Madrid, 17. Re or Bent 2 55 ig ee der von 
Top önigin geftellten Friedensvorſchläge nach Marocco abgereiſt. Die „. Cor- 
Spondencia autografa“ glaubt, der Krieg mit Maroeco werde for tdauern. 
etuan wird Mgdrid verlaſſen, um ſich nach Tetuan zu 


— 


ite des Hauſes gar nicht anerkannt und von den Freunden derſelben 
werde das Gefährliche verkannt. Eine Beſeitigung der bisher beſtehenden 
5 ſei allerdings zu wünſchen; es müſſe aber ein anderer 
Weg als der der Regierung eingeſchlagen werden. Um auf das Beiſpiel 
Englands zu verweilen, fo berückſichtige die jetzige Vorlage zu wenig das 
Beſtehende und ſchreite zu raſch vorwärts. Es ſei den Grundbeſitzern geſagt, 
ſie möchten in der elften Stunde das gegen Entſchaͤdigung geben, was ihnen 
in der zwölften Stunde ohne Entſchädigung würde genommen werden. Für 
die Grundbeſitzer ſei aber das, was ihnen die ka Stuude bringen könne, 
nicht ſchlimmer, als das, was ihnen jetzt die elfte bringen wolle. Mit Durch⸗ 
führung der Grundſteuervorlage würde allerdings nicht der Grundbeſitz, aber 
es würden die Grundbeſitzer ruinirt werden. Auch habe die Grundſteuer 
gar nicht die Bedeutung, welche wan ihr beilege. Haupteinnahmequellen 
des Staates möchten nur die Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer ſein. Die 
Grundſteuer habe nur ſekundaire Bedeutung. (Bravo links). Seine Anſicht 
über die Grundſteuerreform ſei die, daß man, bevor man ein Grundſteuer⸗ 
Geſetz mache, genau berechne, wieviel Prozente an Grundſteuer die Grund⸗ 
ſtücke in den verſchiedenen Provinzen aufzubringen im Stande ſeien. Dies 
ſeien nur 5 Prozent. Acht Prozent zahle allerdings der Grundbeſitz in den 
weſtlichen Provinzen, das könne er dort, weil er dort eine mehr mobiliare 
Natur habe. Die Grundſteuer nach der jetzigen! Vorlage werde die Mittel 
zur Militär⸗Reorganiſation nicht beſchaffen. — Er ſei bei ſeiner Wahl inter⸗ 
pellirt, wie er zur Grundſteuerfrage ſtehe, und er habe erklärt, daß er ſich in 
dieſer Frage nicht durch Rückſichten auf ſeine ſonſtige Parteiſtellung binden 
laſſen werde. Er werde daher gegen die Vorlage und gegen das Amende⸗ 
ment Benda ſtimmen. ; 

Abg. Hinrichs: Er habe von vornherein in der Grundſteuerfrage eine 
andere Anſicht gehabt als die Regierung, er habe in der Kommiſſion die Art 
und Weiſe der Ausgleichung einem beſonderen Geſetze vorzubehalten bean⸗ 
tragt. Als nächſt wünſchenswerth ae: ihm das Amendement Benda 
mit den von ihm beantragten zwei Abänderungen. — Eine Grundſteuer von 
8% ſei ein 4 und eine Unmöglichkeit. Trotz aller entgegengeſetzten 
Behauptungen könne er ſich nicht überzeugen, daß jetzt irgendwo in reußen 
8% an Grundſteuer gezahlt, & auch nur annähernd erreicht werden. Dar: 
alls — nicht aber aus dem Geſetze — nehme er die beruhigende Gewißheit, 
daß auch nach der Regelung der Satz von 8% niemals erreicht werden 
würde. Die Worte „von hoͤchſtens 8“, deren Streichung er beantrage, 
ſeien alſo überflüſſig. Ferner ſeien ſie auch bedenklich. Er wolle das ge⸗ 
fürchtete Geſpenſt des achtprozentigen Satzes beſeitigt wiſſen. Er wolle mit 
ſeinem Unteramendement ferner den Zuſammenhang zwiſchen der Grundſteuer 
und der Gebäudeſteuer aufheben. Vier Prozent des Schätzungswerthes eines 
Hauſes ſeien nicht gleich den 8% Reinertrag bei der Grundſteuer. Kein 
Hausbeſitzer mache dieſe Rechnung. Auch treffe die Grundſteuer eine Er⸗ 
werbsquelle, meiſt die einzige Erwerbsquelle des Betroffenen, die Gebäude⸗ 
ſteuer treffe ein Lebensbedürfniß und der Hausbeſitz ſei nur ausnahmsweiſe 
eine Erwerbsquelle, z. B. in ſo großen Städten wie Berlin. — In Bezug 
auf den von ihm wieder aufgenommenen Vorbehalt beſonderer Geſetze für 
die Ausführungsmaßregeln müſſe er die Mitwirkung der Volksvertretung 


ie f 
beg döer dogin von 
lil Madrid, 17. Februar. Man verſichert, daß bei einem Ausfalle aus Me⸗ 
Pu die Beſatzung 53 Todte, 146 Verwundete und 21 Vermißte gehabt. Die 
De e dringt allgemein auf eine energiſche Politik nach außen. Eine andere 
Geeſche vom f ben Tage meldet, wie es ſcheint, über denſelben Vorfall: Der 
Ania zufolge hat die Beſatzung von Melilla bei einem Ausfalle 200 Stück 
u h erbeutet. Da der Gouverneur dem Befehle O’Donnell’s, keinen Angriff 
und aachen, zuwidergehandelt hatte, ſo iſt er ſeines Poſtens enthoben worden 
rd vor ein Kriegegericht geſtellt werden. Alſo 200 Stück Vieh erbeutet 
220 Mann verloren! 
Die Marſeille, 17. Februar. Wir haben Nachrichten aus Rom vom 14. d. 
zu 5 egierung ſoll eine Anleihe mit belgiſchen Häuſern zu 3 % zu 50 und 
9% zu 93 abgeſchloſſen haben. 


Preuſe n. 
K. C. Fünfzehnte Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 


Präſ. Simſon eröffnet die Sitzung gleich nach 10 Uhr. 
6 Am Minifterti che: v. Auerswald, v. Patow und Regierungs⸗Commiſſar 
Ne. Finanzrath Meinicke. (Die beiden an den letzten Tagen angegebenen 
amen waren irrig). — Die Tribünen ſind ziemlich beſetzt. 
au Der Bräfident zeigt an, daß der Appollations⸗czerichts Rath Bachem 
105 rang eines dauernden Mißgeſchickes, welches ſeine Familie be: 
offen, jein Mandat niedergelegt habe. 1 
ASt die Commiſſion zur Vorberathung des Ehegeſetzes ſind gewählt die 
95 Holzer, Reimer, Fubel, v. Ammon, Lette, Blömer, v. Karlowitz, 
nau orkenbeck, Wentzel, Gneiſt, v. Saucken⸗Julienfelde, Rhoden, Reich, Tam⸗ 
Vorf Frech, Mende v. Fock, Strohn, Aßmann, Frhr. v. Schleinitz, Wachler. 
Stan, Dr. Wentzel, deſſen Stellv. v. Ammon, Schriftf. Aßmann, deſſen 
v. v. Forkenbeck. 
Die Ji, Antrag des Abg. v. Nönne (von der 
M Regierung zu erſuchen, „daß dieſelbe mit allen ihr zu Gebote ſtehenden 


und dn ahin wirken möge, den Grundſatz der Unverletzbarkeit der Perſon als nothwendig behaupten. Bei der Ermittelung des Reinertrages und der 
es Pripateigenthums zur See im Kriege die völkerrechtliche Anerten | Untervertheilung der Grundſteuer ſei es von eingreifender Bedeutung für die 


landwirthſchaftlichen Verhältniſſe, ob nach ſtrengeren oder milderen Prinzi⸗ 
pien verfahren werde. Darüber müſſe das Räbere hier im Hauſe reiflich 
erwogen werden. 

Finanzminiſter v. Patow: Die Regierung geht bei ihrer Bes von 


3 an. Veriſer Declaration vom 16. April 1856 erinnert an die Forde⸗ gaben 


ung der 
die Kaperei du 


) ſoll, dann nicht bloß die Regulirung der Grundſteuer genügt, ſondern auch 
Unnte, und nicht Gefahr liefe, ſeinen Handel vernichtet zu ſehen. Daß nichts ö e n we 


aben, mit den Ver. Staaten von Nordamer. in dieſer Angelegenheit eee des Staates auf die Steuerkraft des Landes zu verweiſen, die 


hältniſſe Jahrhunderte hindurch beſtanden, zeigt ſich die Möglichkeit und mit 
ihr die Nothwendigkeit, andere Quellen des Einkommens hinzuzunehmen. 


{ ) ; 
dan Ein Antrag der Abg. Starke, v. Graͤvenitz, Ottow, Karſten, v. Karlowitz, 
d 0 ' ri denen dann jpäter die Auferlegung der per: 
ereits mittelſt allerhöchiter Kabinetsordre vom 14. Jebruar 1855 genehmigte Ri 
lei e Gebirgsbahn von Görlitz über Lauban, 


ührun e 
Gewerbe und Rar 0 fa und Zölle, 


Entwurfes 1 wegen anderweiter at ume der Grundſteuer. — Bei dieſem 


und definitive Firirung des Prozentſatzes aber einem jpäteren Geſetze vorbe⸗ e 
g Wilglieern ßes Mißverſtändniß obwaltet, und daß dieſe Anſicht ſich nur bei denjenigen ent; 
ungen de 


Es ſcheint 


Prozentſatz von 8 pCt. des Reinertrages als enorm hoch bezeichnet, habe ihn 
willkürlich 9 und behauptet, es laſſe ſich gar nicht berſehen ide 
Ertrag er liefern und wie er die einzelnen Provinzen treffen werde. 
genaue Vergleichung mit den in andern Ländern geltenden Syſtemen ergebe 
aber, daß der Satz von 8 pCt. zu hoch jei; in Frankreich betrage die Steuer 
beit mehr; in Bein auf den zweiten Vorwurf müſſe er erwidern, daß man 
* Satz doch in keine 1 
erſelbe auf den Ermittelungen er welche in den Provinzen g 
worden, in denen der neue Satz bisher Kune en, z. B. in den weſtlichen Pro⸗ 
inzen. Auch ſei in dieſen Provinzen einesweges Zerrüttung des Vermoͤ⸗ 
glaane Folge jener 9 5 ern et, fie erfreuten ſich vielmehr einer | haben einen höheren Satz als 8 %. Ich darf hier nur auf die neuerdings 
ichen Entwicklung ihrer Verhältniſſe. at . 
d inne könne man — 85 keine Ermäßigung des dort erhobenen Prozentfages 116 erhoht iſt und nirgends Reklamationen hervorgetreten find. — M 


geht ferner davon aus, daß eine ſolche Steuer darum einen ſo großen Druck 
ausüben müſſe, weil ſie vorausſichtlich zu einer Vervierfachnng der Grund: 
ſteuer führen werde. Derartige Illuſionen kann ich mir nicht erklären. Nach 

dieſer Anſicht gäbe ja die ſandige Provinz Brandenburg, die jetzt 2 Sgr. pro 
Morgen Steuern zahlt, und bei einer Vervierfachung 8 Sgr. zahlen würde, 
einen hoͤhern Bodenertrag, als die Rheinprovinz, wo 5 Sgr. Steuer erhoben 
wird. Daß nun ein Verhältniß herauskommen ſoll, wonach in Branden⸗ 
burg 8 Sgr. gend werden müßten, das kann mit gutem Gewiſſen Niemand 
mit einem Schein von Wahrheit als möglich vorausſetzen. Die Regierung 
muß daher dabei ſtehen bleiben, daß eine Grundſteuer von 8 % kein anderes 
Reſultat ergeben wird, als welches die Regierung angegeben hat. Der Vvr⸗ 
lage ſind nun die Amendements von Benda und Hinrichs entgegengeſetzt. 
Die Staatsregierung hat ihre Vorſchläge wohl erwogen, ſie muß auch heute 
dabei ſtehen bleiben, daß ſie die zweckmäßigſten ſind. Würde die Steuer künf⸗ 
tig anderweit normirt, jo würde es möthig werden, dieſelbe ſofort in Form 
von Sasch den zu erhöhen. Dieſer Weg wird von vielen Mitgliedern des 
Hauſes für bedenklich und gefährlich gehalten. Gerade um die Gefahr zu 
beſeitigen, iſt die Regierung zu ihrem Vorſchlage gekommen, weil ſie dabei 
überzeugt iſt, daß zu einem Zuſchlage während eines langen Zeitraums nicht 
geſchritten zu werden braucht. Die Regierung erkennt an, daß das Amen⸗ 
dement von Benda ihrer Anſicht nicht direkt entgegentritt. Inſofern hat ſie 
keine Veranlaſſung, dem Amendement entgegen zu treten fie ſieht keinen prin⸗ 
zipiellen Widerſpruch zwiſchen demſelben und ihren Vorſchlägen. Anders ſteht 
es mit dem Amendement Hinrichs. Zu dieſem glaubt die Staatsregierun 

die Hand nicht bieten zu können. Sie legt einen großen Werth darauf, daß 
das ganze Land endlich einmal erfahre, was bei der Regulirung der Grund⸗ 
fteuer heraus kömmt. Dies bleibt bei dem Amendement in voͤlliger Unge⸗ 
wißheit; Beruhigung würde dadurch nicht eintreten. Wer jemals mit Ab⸗ 
ſchätzungen zu thun gehabt hat, der wird zugeben, daß jeder vernünftige 
Zarator bei der Abſchätzung niemals ins Blaue hinein verfahren wird. Je⸗ 
der faßt dabei das ungefähre Endziel ins Auge. Deshalb glaube ich, daß 
die Abſchätzung bei der Grundſteuer viel beſſer von ſtatten geben wird, wenn 
der Tarator die 8_% des Reinertrages vor Augen hat, als wenn er nicht 
weiß, zu welchem Ziele ſie führen wird. Ich kann alſo vom Standpunkt der 
Regierung aus nur nochmals die Annahme der Commiffionsanträge empfeb: 
len, wiederhole jedoch die Erklärung, daß die Staatsregierung auch bei An: 
nahme des Amendements von Benda das als vollkommen erreicht anſehen 
wird, was ſie bezweckt. 

Abg. v. Carlowitz (ſchwer verſtändlich): So lange die Grundſätze der 
Ermittelung und des ationsverfahren nicht feſtgeſtellt ſeien, ſo lange ſei 
der Reinertrag eine unbekannte Große. Die Ausführungsmaßregeln ſeien 
von der Regierungs⸗Vorlage mit Recht beſondern Geſetzen vorbehalten wor⸗ 
den. In der Landesvertretung ſeien Männer genug, die das Einzelne wohl 
prüfen könnten. Die Reſultate ſeien gar zu verſchieden je nach den Grund⸗ 
ſätzen, die beim Ermittlungsverfahren verfolgt würden. In ſeiner Heimat 
Sachſen — wo man ſich freilich ſonſt Preußen, das heißt: „Preußen wie 
es = iſt“ zum Leitſtern nehmen möge (Bravo) — ſei vor fünfundzwanzig 
Jahren bei Regulirung der Grundſteuer die ſtandiſche Mitwirkung bis in 
die kleinſten techniſchen Spezialitäten der Ausführung gewahrt worden. Er 
müſſe im Intereſſe ſeiner jetzigen Heimat, der Oberlauſitz, fuͤr das Amende⸗ 
ment Hinrichs ſein. Dieſer Landestheil werde hart betroffen von der 
Grundſteuer, nicht etwa blos die großen Grundbeſitzer, ſondern auch die 
Städte und kleinern Grundbeſitzer; für dieſe halte er eine Beruhigung nöthig 
gegen die 8 Prozent. 

Abg. v. Blankenburg: Seine Freunde und er müßten ſich gegen 
die Faſſung der Reg.⸗Vorlage, gegen den Antrag der Kommiſſion und 


gleichung mehr oder wenigerlanerkennen, erklären. Sollte durch die Majorität 
des Hauſes eine der drei genannten Faſſungen angenommen werden, ſo 
würde er ſich mit ſeinen Freunden ſpäter für jedes Amendement erklären, 
welches ihnen eine Verbeſſerung zu ſein ſchiene. Als ſolches erkenne er das 
Der Finanzminiſter habe ihn mit der Be⸗ 


ſinnungsgenoſſen gat ch dazu, wie der Abg. Hinrichs, und man ſieht hier, 
achbarſcha 


D bg. v. Fock hat in 

die ich nicht wenig über⸗ 
raſchten. Neu war für mich wenigſtens die Aeußerung, daß die Rheinpro⸗ 
vinz an der ſtändiſchen Gliederung intereſſirt ſei. Der Herr Miniſter des 
Innern hat bereits — nicht hier, im andern Haufe — eine neue Kreisord⸗ 
nung angekündigt; hoffentlich wird darin die ſtändiſche Gliederung ganz ab⸗ 


prochen worden, und ob dieſelbe im Einzelnen oder im Ganzen aufgehoben 


1850 u. 1854. In allen die en Geſetzen und auch in dem Beſitzergreifungspatent von 
1815 iſt die 8 der Grundſteuer beſtimmt; 1810 wurde ſie 1 — Entſchä⸗ 
geſtellt. Der Werth der Grundſtücke iſt in fortwährendem 


4 
. 


gegen das Amendement Benda, welche ſämmtlich das Prinzip der Aus⸗ 


place Es ift viel von der Bevorzugung der vier östlichen Provinzen ge⸗ 


S 
3 


— 


Farben nur ein niederträchtiges Grau entſtehe, wie der deutſche Dichter ſage. 


8 


2 
IN 


des verfloſſenen oder in Ausſicht des bevorſtehenden Krieges, laſſe ich dahin⸗ 
geſtellt. Jeder, der nun ein Grundſtück kaufte, mußte die Geſetz ar auf: 
chlagen und konnte dann wiſſen, daß die Regulirung der Gran er evor⸗ 
tehe. Wer da etwa glaubte, daß die Landesvertretung nicht auf die Aus⸗ 
führung der betreffenden Geſetze dringen würde, mag das mit ſeinem Gemüth 
ausmachen; uns geht es nichts an, wieviel er für das Gut gezahlt hat. 
Unkenntniß der Geſetze ſchadet, das iſt ein alter Rechtsgrundſatz. Wir aus 
den weſtlichen Provinzen müſſen darauf halten, daß die Geſetze ausgeführt 
werden, und wir müſſen gerade im jetzigen Augenblicke darauf dringen; 


en: denn eine jede Steuer ſei mehr oder minder eine ſchlechte. 
om Standpunkte der National⸗Oekonomie ſei daher eine Grundſteuer zu B 
verwerfen. Der Finanzmann aber müſſe, um die Einnahmen für den Staat 
zu beſchaffen, auch Grundſteuer erheben, und dies geſchehe, wie ſchon in der 
letzten Sitzung auseinandergeſetzt, in allen geordneten europ. Staaten. Das 
Amendement Hinrichs ſei zu verwerfen, einmal um der von gewiſſen Orga⸗ 
nen zur Beunruhigung des Landes verbreiteten Behauptung, daß die Regie⸗ 
rung bei der Vorlage nur Theorien berückſichtige, und die praktiſche Möglich⸗ 
keit, ſolche ausführen zu können, gar nicht erwäge, von Seiten dieſes Hau⸗ 


Berliner Börse vom 20. Februar 1860. 3 
—— [05 
Fonds- und Geld-Course, Div = 


Ereiw. Staats-Anleihe]4141997%, bz Oderschles. B. 

Staats- Anl. von 1850 dito C. 

52, 54. 55, 56, 57 5 dito Prior. A. 
1853 


unſere Provinzial⸗Landtage haben ſeit Jahren die Regulirung augeregt. ſes entgegen zu treten: ſodann aus einem ſehr wichtigen finanziellen Grund⸗ 5 1859| 5 15 Bari die 8 B 
‚Wir in den Weſtprovinzen haben unſeren Rechtsanſpruch von Vater auf ſatze, nämlich dem, daß die Regierung. in der Ausführung von Steuergeſez⸗ | Sta bz. dito Prior, E. 
zen nicht durch Beſchlüſſe der Legislation in ihrer Handlungsfähigkeit zu be: | Främ-Aul. von 188831 se: 


Berliner Stadt-Obl. . |4 
Kur- u. Neumärk, |3 


dito 
Stasts-Schuld-Seh. . 3 
B 
br. 
dito dito 96% B. 
Pommersche 55 G. 


Sohn übernommen; wir haben nie von der Ueberzeugung gelaſſen, daß 
unſer Rechtsanſpruch erfüllt werde. Daß darüber freilich ein dalbes Jahr⸗ 


. : € g ſchränken ſei. Wer für das Amendement Hinrichs ſtimme, der thue im 
hundert vergehen, daß es einer winzigen Minorität gelingen werde, die Er⸗ 


Grunde weiter nichts, als daß er der Regierung die Ausführung der Steuer⸗ 


füllung ſo lange hinzutreiben, das haben wir uns freilich nicht träumen reform verleide, als daß er wollend oder nicht wollend dieſe Ausführung | 8 dito (St) Pr. 

laſſen. Wir haben geglaubt, daß die Geſetze und die Pflicht der Regierung [ad calendas graecas verſchiebe. Die Ausführung ſolcher b ſei | 3 en 100% 0 dito e 3% 
ſtärker ſein würden. (Bravo.) Mögen uns die Herren nur nicht mit ihrer Sache der Verwaltung, nicht der Geſetzgebung. Das hohe Haus habe auch | S 3% ½ 0. Rhein-Nahe-B. . 4 
Rententheorie kommen. Sie haben gemeint, die Verheißungen ſtänden zwar] bei den legislativen Verhandlungen 1850 nach dieſem Grundſatze gehandelt, 8 N 33087 > Ruhrort-Crefeld.| 346 
in der Geſetzgebung, blieben aber Monologe und gelangten nicht zur Ver: und denſelben in dem Geſetze vom 24. Februar 1850 anerkannt. Was das r B. 

wirklichung, und deshalb halten ſie an jener Theorie feſt. Aber ſchon in der | Amendement Benda betreffe, jo könne die Finanzkommiſſion mit dem zweiten [E | Pommersche .. 4 0, bz 

Commiſſion hat der e praktiſch nachgewieſen, wie ſich gerade | Alinea deſſelben weit mehr einverſtanden fein, als mit dem Amendement — 7 1 bz = 
bei Domänenverkäufen die Kaufluſtigen herandrängen in Rückſicht darauf, Hinrichs, und er empfehle event. die Annahme deſſelben, wenn die Majorität Westf. u. Rhein. 4 8.5 


dito Prior. St. — 4 


Sächsische 44 


ſich nicht für die Faſſung der Kommiſſion entſchließe. Das Amendement e = 
Schlesische....|4 3% b. 


daß die Käufer ſagen, bei den Domänen ſei die Grundſteuer gleich mit auf⸗ t 3 11 ? 8 
Lyskowski — daſſelbe iſt noch nicht zur Unterſtützung geſtellt; es verlangt 


gelegt, während man bei dem Kaufe anderer Güter ſtets darauf gefaßt ſein 


S Rentenbriefe 


un — „ . — n. 
müſſe, daß endlich die Grundſteuer komme. Es find alſo nur Redensarten, entſprechende Entſchädigung für die Grundſtücke derjenigen Landestheile,] Goldkrone 1 un * 10 n ac ker 
was die Herren vorbringen. welche bei Erlaß der den weſtpreuß. Ständen ertheilten Aſſekurations⸗Ur⸗ en rung 1858] E. 

Ich komme nun fpeciell zu den Amendements. Man hat hier auf diefer | funde vom 12. Mai 1787 die damalige Provinz Weſtpreußen gebildet ha⸗ Ausländische Fonds. Berl. B.-Verein| 6%| 4 [117 . 
(linken) Seite gejagt, wenn es noth thus, werde man gern Alles bewilligen; ben — ſei eine Anomalie, die in keiner Weiſe in der Geſetzgebung eine Be⸗ . 4 4 B. er 8 8 316 = 
aber — es ſei noch nicht der richtige Moment. Gut! Die 5 ver⸗ gründung finde. Er empfehle ſchließlich dem Haufe die Annahme des § in] dito neue 100 f. L. 51 / ba Braunschw. Bnk. ch 4 |13 etw. ba 
langt 94 Millionen. Für Kaſernenbau wird ſie wahrſcheinlich 20 Millionen] der Faſſung der Kommiſſion. S dito Nat.-Anleihe | 5 58% bz Breiner RR 4 1 95% m | 
beanſprüchen, macht, auf zehn Jahre vertheilt, jährlich zwei Millionen. An Finanzminister v. Patow: Es fei gefragt worden, wie nach Annahme des | te Anleihe. | 5 ae Seen 5 a en > Mm 
Reparatur und andern Kosten jteht noch eine Million in Ausſicht, macht S 3 die Stellung der Regierung zu dem Geſetz⸗Entwurſe über die Gebäude: | deln Jen Ol. 4 Sir & Darmst (abgest.)] 5%] 4 |60% 8. 
alſo ungefähr 12% Millionen im Ganzen. Haben wir jemals einen Mo: ſteuer fein werde. Er enthalte ſich für jetzt jeder Aeußerung. Das Amende⸗ | Fin: Pfandbriere . . | 4 et Deus.Orediib.A 3 4 129% be 
ment zu erwarten, der günſtiger für die Opferwilligkeit dieſer Herren wäre? | mement Hinrichs anlangend, wünſche er eine Theilung deſſelben bei der Ab: e 15 S 4 n | 
Geiterkeit.) F N ſtimmung. Ueber den zweiten Theil des Amendements habe er ſich bis jetzt! dito 4 320 El. 3 62 0 Geraer Bank. 5¼ 4 17315 G. | 
Der Satz von 8% wird für die öftlihen Provinzen zu hoch gefunden, abſichtlich nicht geäußert. Der Abg. v. Vincke habe ſchon mit Recht bemerkt, „ dito 4,200 Fi. — 122% 8. end rn. Pang . . » 
und in der That ergiebt fih, wenn man die niedrige Grundſteuerhöhe von daß die Regierung in Bezug auf den Vorbehalt der Ausführungsmaßregeln „ oder FE h ke HH 4 er 6. bo 
1½% in Pommern in Anrechnung bringt — die Mitglieder I Greifswald nicht anders handeln konnte, als fie gehandelt. Es komme der Regierung nicht! — f Leipziger. 4 711.0 dd) | 
und Naugard haben in dieſer Beziehung ſehr ſchätzenswerthe Geſtändniſſe in den Sinn, dem Haufe das Recht des Mitſprechens betreffs der Ermitfelung Aotien-Gourse. Luxembg.Bank 1145, 
gemacht, deren Tragweite ſie ſelbſt nicht gleich bedacht haben — im Ganzen des Reinertrages zu beſtreiten. Wenn es ſich darum handle, der Regierung Ze me eat SE 
nur eine Durchſchnittsſumme von 7% %, Wird aber dieſer Satz angenom⸗ die Verantworklichkeit für das Geſetz aufzuerlegen, jo ſcheue die Re ierung kei⸗] Aach. Düsseld. . 96 4 74% B NMinerva-Bwg.A.| 2 | 5 28 ½ 0. 1. 
men, welcher Fonds bleibt dann für die Militärbedürfniſſe? Allerdings müſſen] nesweges dieſe Laſt (Bravo 9. Die Regierung werde nach beſtem Wiſſen und | Asch-Mastricht.| 0 1732, bz. Desternürdtbsa.| 7 | 5 1127, 4 73, 47839) 
wir die beſtimmten Etats des Finanzminifters für die neue 5 eeresorganiſa⸗ Gewiſſen die Sache jo ordnen, daß fie der ſpäteren Zuſtimmung des Hauſes er 1 : we D.p.185970bz, . b A 12220 K. 
tion erwarten, ehe wir wiſſen können, welcher Procentſatz nöthig iſt, um die | gewiß fein könne. — Der Minifter bittet den Präſidenten, bei der Abftimmung | Ber! n-Anhalter.| 8% 4 J1031% ba u. B Schl. Bank- Ver. 5% 472 B | 
Anforderungen der Regierung zu decken. Aber ungefähr 8% werden wir | über den zweiten Theil des Amendements Heinrichs die Mitglieder der Staats⸗ Berlin-Hamburg| 5%] 4% 0 Thüringer Bank|. 4. 0 c. | 
wohl gebrauchen. Das Amendement Benda hat auch noch den Vortheil, regierung nicht als mitſtimmend zu betrachten. Berlin Stettiuke 6 1150. ee € 
daß es einen Spielraum für etwaige Rechnungsfehler des Finanzminiſters Der Präſident bemerkt, daß die Theilung des Amendements Hinrichs] Breslag-Freib. 5 4 80 6. Weohsel-Oourse. 
läßt; wenn ſich ergeben follte, daß die Grundſteuer nicht fo viel einzubrin⸗ unzweifelhaft ſei. Abg. v. Lyskowski: Sein Amendement ſei noch gar nicht Sn 7% > 1214 B Amsteidam 3 
en braucht, jo können wir ja dann einen niedrigeren Procentſatz annehmen. zur Unterſtützung geſtellt, und er habe das Recht, daſſelbe zu begründen, — Lache Werbe, Se] 4 1 ., 
Haß er aber 8% als Marimalſatz aufſtellt, halte ich deshalb für gut, damit | Das Amendement wird hinreichend unterſtützt und der Antragſteller erhalt] Magd. Helberst ı3 4 82 b. Pt 9 
a gewiſſe Grenze Volt erfahrt he 8 Dee gemifler Blätter —— Ende ge⸗ das Wort. 5 Male Wittenb, 1 4 107 95 London e 
macht werde. Das Volk erfährt unſere Verhandlungen nur im Allgemeinen; . ; ; ; Ha { ria. Br 
die Annahme des Amendements Hinrichs könnte alſo von jenen Blättern es e ae Dre ni sen aalen e . Amie nicht Münsingen 5 — — 5 Wien, Östert, Währ, 
leicht benutzt werden, um br See hervorzurufen und das Volk glauben perſönliche Intereſſen, ſondern Gejeh und Recht, eingedent feiner Wähler, die Niedersehlag. 14 br 
zu machen, als ſolle jener Marimalſgtz von 8% noch überſchritten werden. meiſt Landleute feien. Die Verhandlungen im Haufe ſeien ihm vorgekommen] N.-Schl. Zugd. 13 be. ua A 
Ich verwerje demnacz den ersten Thel des Amenbements Hinrichs, eben jo wie eine Gerichtsverbandlung, in welcher der öffentliche Ankläger mit gewiſſem] Nordb- (Fr. 2. aa, be u 0. Frankfurt a. M. g 
auch den zweiten. Der Herr N „bat zuerſt beantragt, die Behagen für die Schuld des Angeklagten plaidire gleichgiltig darüber, ob das Ober len er." 5110 b. — Baer 
Ermittelung des Rein⸗Ertrags und die bel Nee eln ſollen Verdikt jenen zum Schaffot führe. Sein Antra⸗ ſei rechtlich und moraliſch 4 . 87% 2. Bremen 
einem beſonderen Geſetze vorbehalten bleiben. Natürli onnte die „ f 


1 und die Nothwendigleit der Nothwehr ſei an die Hand gegeben. 
Als Weſtpreußen „diplomatiſch geſprochen“ von der Krone Polens „im ahre 
des Heils 1772 abgelöſt“ worden, habe Friedrich der Große, „in ſeiner 
Art ein tüchtiger Finanzmann,“ (Heiterkeit) die Kataſtrirung des Landes an⸗ 


geordnet und demſelben eine Grundſteuer unter dem Namen Kontribution 
auferlegt. Als toleranter Wirth habe er von den Proteſtanten 20, den Ka⸗ 


Regierung nichts anderes beantragen; aber der Landes „Vertretung 
iſt es würdig, ihr ein Vertrauens⸗Votum zu geben, ja die Be: 
fugniß zur Ausführung durch miniſterielle Anweiſung ihr zu octroy⸗ 
iren. Die Erörterung über dieſe Frage, die b Hat hier e techni⸗ 
. dee iſt, Äh 2 1557 zu weit nam ee An Ni eige⸗ 
nen Theorien, die entweder auf, provinziellen oder politischen Anſchauungen tholften 25 und von den „Pfaffen“, wie er fie nannte, 50 Prozent genommen ; ; 
beruhn. Welcher Streit über die ware an Taration, . e die ſchlimmen Folgen dieſer harten, exorbitanten Steuer hätten nicht ausblei- a . — SE a 67, Eh 4 Rei . BAR 80, Su 
rung würde ſich auf dieſen Bänken erheben. Es 1 ich das Wort ben können. Friedrich Wilhelm II. ſei ein zu guter Staatsmann geweſen, Gſenbahn⸗ Allien Kir gm 5 np an 2 8 e —— Oeſterr. Staa 
11111 / aerocn in FOL modern 72. Br Cena 
0 > I. f ; Hay onſervativen Faktor eines jeden Staates, nicht gänzlich durch fliegen : 5 8 
Autoritäten zur Dispoſition. Er ann ustnhühere gründlichere Unterſu⸗ lonnen ers BR laſſen, 1 1 Rath zu ſcha je 8 92 5 N je W Kea Fr Ihr, ae e Merlin Alder 62 Sar . | 
chungen anitellen laſſen, und ſteht, wie ich überzeugt bin, auf einem unpar⸗ ßiſchen Ständen das n e verliehen. Dies hätte nicht ausge⸗ Spro fien 100% Pech pan Ru 1 971 aner 21%. Sardinier 85 
teiiſcheren Standpunkt. Legen wir alſo die Erledigung dieſer techniſchen reicht; die weſtpreußiſchen Stände ſtellten dem Könige ihre traurige Lage vor, Wien 20 Sebi Aue, 17 An 
Fragen in ſeine Hände, jo dürfte dies weſentlich zur Beſchleunigung derſ und jo entſtand die Aſſekurations⸗Urkunde, in welcher dem Landestheil be⸗ Neue Loose 103 ruar, Mittags 12 Uhr 45 Minuten. Börſe ſeſt. — 
ganzen Angelegenheit 1 5 5 Die Befürchtungen, welche dieſem Miniſte⸗ ftimmte Zuſicherungen gegen künftige Steuererhöhungen gegeben wurden. 5pros, Metalliaue 3 69, 50. 45 , 
kium ein kurzes Leben prophezeien, theile ich nicht, glaube alſo auch nicht, Wenn man ſage, Art. 101 der Verfa ung müſſe ausgeführt werden, jo weiſe 862 Nordbahn 155 . proz. Dietalliques 61, 50. Hank alte 
daß die Frage in andere Hände übergehen wird. Jedenfalls 55 erIparen er auf Art. 100 hin (daß Steuern und Abgaben nur erhoben werden dürfen Staats⸗Eſsenbe u- Aktien⸗Certif * a re National⸗Anlehen 77, 3 
wir uns eine langweilige Procedur. Stellen fpäter die Lokalverhältniſſe dem nach dem Etat oder nach beſonderen Geſetzen), der gleich vielen andern Ver⸗ 131. 75 dam 5 ee fikate 92 50 Kredit⸗Aktien 194, 20. London 
Hrn. Miniſter F entgegen, ſo kann er ja immer noch dem Hauſe fafjungsbejtimmungen noch unausgeführt ſei. Die Ausführung dieſes Arti- Cliſa betbahn 12 rg 99, 5 f 2, 50. Gold 131, 50. Silber 0 2 
die 1 mittheilen, und dieſes wird die erforderlichen Abänderungen | fefz jet leichter und gefahrloſer und würde der Würde des Staats eher gezie⸗ Aas ombardiſche Eiſenbahn 154, —. Neue Lombard. 
zu treffen haben. Somit erkläre ih mic entſchieden für das Amendement men, Das vorliegende Gesetz tonftatire den legalen Diebftahl, den legalen Frankfurt a. M., 20. Februar, Nachmi 
v. Benda, ohne alle Unter Amendements, und wende mich ſetzt noch an] Raub (ꝰWiderſpruch rechts), und untergrabe den Rechtszuſtand, der in politi⸗ reich ſche Fonds 155 Atti ba * achmittags 2 Uhr 30 Min. Dei 
diejenigen mir nabe ſtehenden Mitglieder des ohen Hauſes, die, wie ich] scher Beziehung ſchon kängſi untergraben ſei. (Heftiger Widerſpruch rechts, Geſ aft nds un ien beſſer bezahlt, bei jedoch nicht ſehr belebt 
ſehe, das Amendement Hinrichs unterzeichnet haben, und von denen ich weiß, to 8 luß⸗Gourſe: Kupigbeſes⸗ Bede 189 e Wee & 
gelte hant 9 0 prozent. 
8%. Dejtert. 
Attien 228 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 20. Februar, Nachmitt 3 Uhr. Die Rente begann zu 67, 0h 
bob ſich auf 68, fiel nach einigen Schwankungen auf 67, 80 und ſchloß we 
Alb En unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 94 


5 . 80 1 8 ] Bravo's von den Polen.) Er kenne die vinz Weſtpreußen ſehr genau; 
daß fie ſich ſpeziell für die deutſche Frage intereſſiren. Ich frage fie, was er wiſſe aus eigner Kenntniß von etwa 50 Gütern, daß ſie etwa 3 Prozent 
ſoll aus der deutſchen Sache werden, wenn ſie ſich nicht einmal in einem 


nnn i- Darmſtaͤdter Bank⸗Aktien 153. Darmſtäpter 
r 0 3 an Grundſteuer zahlen; die jetzige Erhöhung würde alſo ungefähr das Drei⸗ J 

jo unerheblichen Punkte unterordnen können? Ich beſchwöre fie, eine ſo fache Ne 405 Aue Steigerung ad en gel RE 1 nicht aus⸗ Aae 50%. 
geringe Differenz fallen zu laſſen, und wie ein Mann für das Ganze zu eſchloſſen. Zu dieſer vollen Gefahr trete noch die ungewiſſe hinzu, in welcher De onal⸗Anleihe 
votiren! (Lebhaftes Bravo). . eiſe der Reinertrag ermittelt werden ſolle. Der Finanzminiſter habe zwar 3 

Abg. Graf Cieszkowski: Er habe einen ſchweren Stand, da der Bor: eine milde Form verſprochen, es würden ſich aber wohl nur Wenige finden, 
redner ein punch f in der Rednerkunſt, und er ſelbſt genöthigt ſei, in einer] die dieſen auf die Zukunft ausgeſtellten Wechſel acceptiren möchten. Man 
fremden Sprache ſich auszudrücken. Wenn der Vorredner an den polniſchen] habe hinreichende Erfahrungen bei der Einſchätzung zur Einkommenſteuer ge 
Reichstag erinnert habe, jo wolle er ihn an den Reichstag zu Frankfurt er: ſammelt. Er empfehle feinen Antrag als einen moraliſch und geſetzlich be⸗ 
innern, do a Dinge a wie ai yet ea iin gründeten, 
tage. Die Hy: von ei ja in den Sand verlaufen, wie der alte Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Meinicke: Der Vorredner habe die 
Rhein. — Was er für ſich und feine Parteigenoſſen ſagen wolle, ſei, daß eg, Meg. 0 . 2 1 ® ehr h 
ſie gegen die Vorlage, gegen den Commiſſionsantta g und bee ſämmtliche Aſſekurations⸗Urkunde ſelbſt als Geſetz bezeichnet. Was ein Geſetz ſei, könne 


Ä 5 Jantre } i f i „ Di ierung könne 
Amendements ſtimmen würden; Allſeitige Heiterkeit) denn nur im Wege des Geſetzes wieder aufgehoben werden. Die Regierung kö 9 


ittelſt des iegenden Geſetzes jene Urkunde ohne Entſchaͤdigun 38552 5 N 8 N t 
u er wo Ich diesen Punkt zurückgekommen . — Dat 23%, pr. Oktober 25 J. Kaffee feſt; verkauft drei ſchwimmende La’ 
könne, ſei übrigens der § 2 des vierten Geſezentwurſes. 
Berichterſtatter Dr. Riedel verzichtet auf das Wort. 
8 ke 9 7 nn eh 995 8 Fürſt e 
ollern, v. d. Heydt, Graf Pückler, v. Bethmann⸗Hollweg, v. Roon eingetre en. 5 - . 
g Nach einer sr Belkunlung zwiſchen dem Präſidenten und — Ab⸗[ I Breslau, 21. Februar. [Produktenmarkt.] Bei ſchwachen Zur 
geordneten Duncker (Berlin) und v. Vincke (Hagen) wird zuerſt über das erſte] ſuhren wie Angebot von Bodenlägern in Preiſen und Kaufluſt nicht weſentlich 
Slinen des § 3 des Kommiſſions⸗Antrages abgeſtimmt und daſſelbe wird | verändert gegen geſtern, feſte Stimmung für alle Getreidearten. Oel⸗ und 
verworfen, indem nur ein Theil der Rechten und die Miniſter dafür ſtimmen.] Kleeſaaten ohne Aenderung. — Spiritus ftill, loco 16 G., Februar. 16% 
Es folgt darauf eine event. Abſtimmung über das Unter⸗Amendem. inrich's G. u. B. 
Alinea J); auch dies wird verworfen. Dafür ſtimmt die Linke und ein Sgr. Sgr. 


eee au ie würden ſich 
nie auf Compromiſſe einlaſſen, weil die Gegenſätze, die ſich Weinen pee 
ſo verſchieden ſeien, wie ſchwarz und weiß, und aus der Vereinigung dieſer 


— Der Bericht, welcher ſich Commiſſionsbericht nenne (Heiterkeit), jet von 
einem berühmten Lehrer der Nationalökonomie verfaßt; er wolle den von 
dem Berichterſtatter ausgeführten Theorien eine Autorität entgegenſtellen, 
und zwar die des Verfaſſers eines Lehrbuchs der Nationalökonomie, des 
Geh. Archivrathes Riedel. (Allgemeine Heiterkeit.) Der Redner verlieſt nun⸗ 
mehr längere Stellen aus dieſem Werke, aus denen er nachzuweiſen ſucht, 
daß der Berichterſtatter heute mit feinen früheren Anſichten ſich im Wider⸗ 
ſpruch befinde. Dann erklärt der Redner, daß er auch dem Hrn. Finanzminiſter 


i itä ſtellen wolle, nicht die eigene des Miniſters, jondern | (Al } ! ; 5 0 N 5 j PR ER 
e gen Collegen, des ehemaligen fran dilſchen Finanz: kleiner Theil der Fraktion v. Vincke. Die hierauf folgende Abſtimmung über Weißer Weizen . 687073 76 Wicken 9 50 
miniſters Decazes. — Auch die aus einem franzöſiſchen Werte verleſenen, das erſte Alinea des Amendem. von Benda erfolgt durch Namensaufruf. Es] dito mit Bruch . 54 58 62 66 Winterraps: . 81 88 90 92 
ſodann verdeutſchten Stellen waren ebenſowenig, wie die hieran unter an- wird mit 245 gegen 81 Stimmen angenommen. 2 in ſtimmen nur Gelber Weizen . 64 67 70 72 Winterrübſen . 74 76 78 80 
haltender Heiterkeit des Hauſes geknüpften Bemerkungen auf der Tribüne] die Polen und die Fraktionen der Linken. Ebenſo wird auch das zweite Ali-| dito mit Bruch . 48 52 54 56 |Sommerti fen . 70 72.76 78 

f nea des Amendem. Hinrich's abgelehnt, indem die Fraktion v. Winde, die Bren nerweizen . 34 38 40 42 Schlagleinſaat. . 65 70 75 80 


verſtändlich. 5 

Die Löſung der ganzen Grundſteuerfrage (fährt der Redner fort) ſei nur 
in der Auflöſung derſelben zu ſuchen, d. h. in der Abſchaffung jeder Grund: 
ſteuer. Er ſpreche nicht etwa pro domo; vielmehr wolle er, daß, wenn auch 
jede Steuer nur vom Einkommen erhoben werde, die fundirte Einkommen⸗ 
ſteuer höher ſei, als die nicht fundirte. Es ſei alſo nicht Vorurtheil, wenn 
er ſich gegen die Regierungsvorlage und überhaupt gegen jede Grundſteuer⸗ 
ausgleichung erkläre. Die Geundfteuerausgleichung erinnere ihn an die a: 
bel von der Theilung des Käſe, wobei ſchließlich nichts von dem Käſe felbjt 
übrig blieb. (Bravo links.) — 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. Es folgen 
thatſächliche und perſönliche Bemerkungen. : 1 

Abg. v. Binde (Hagen). Der letzte Redner habe ſich durch eine feiner 
Aeußerungen verletzt gefühlt; ein polniſcher Reichstag ſei aber in Deutſch⸗ 
land ſprüchwörtlich. In Betreff der Erinnerung an den Frankfurter Reichs⸗ 
tag bemerke er, daß, während der polniſche Reichstag zu einer Auflöſung des 
polniſchen Reiches geführt habe, der Frankfurter Reichstag ein ſolches I eſul⸗ 
tat denn doch noch nicht herbeigeführt habe, und daß, wenn in Frankfurt 
keine poſitiven Reſultate erzielt worden ſeien, dies nur die Schuld der Regie⸗ 
rungen geweſen ſei. (Bravo rechts.) R 5 ; 

Abg. Hinrichs; Er habe nicht, wie Hr. v. Vincke emeint, von ſeinen 
Nachbaru politiſche Grundſätze angenommen, ſondern theile nur deren An⸗ 
ſichten über die Tarirung. Vor jeder Anſteckung werde er ſich zu bewah⸗ 
ren wiſſen. 

Beilgterſate Dr. Riedel: Wenn es dem Vorredner, der das hohe 
aus mit ſeiner Weisheit unterhalten, darum zſi thun geweſen wäre 


Katholiken und ein Theil der Fraktion Mathis dagegen ſtimmen. Dieſe Letz⸗ 
teren ſtimmen demnächſt für das zweite Alinea des Amendem. Benda, wel⸗ 
ches angenommen wird. 

$ 3 iſt alſo in folgender Faſſung angenommen: 

„Die Grundſteuer von den ertragsfähigen Grundſtücken mit Ausſchluß 
der Gebäude (von den Liegenſchaften) wird in allen Provinzen des Staates 
für die Zulunſt auf einen gleichmäßigen Prozentſatz des zu ermittelnden Rein⸗ 
ertrages jedes Grundſtückes von hoͤchſtens acht Prozent fehr fur In dem 
hiernach ſich ergebenden Geſammtbetrage ſoll die Grundsteuer für jede Pro: 
vinz, beziehungsweiſe für jeden einem beſonderen Steuerſyſtem unterliegenden 
Verband als ein Contingent behandelt werden, welches der Staatskaſſe ge⸗ 
. nur durch den Zugang ſteuerpflichtig werdender oder den Abgang 
teuerfrei zu ſtellender Grundſtücke (§ 2 des Been vom 24. Februar 1850, 
betreffend die Aufhebung der Grundſteuer⸗Befreiungen, $ 20 des Grund: 
ſteuer⸗Geſetzes für die beiden weſtlichen Provinzen vom 21. Januar 1839 
und § 8 und 9 des gegenwärtigen Geſetzes) oder im Wege der Geſetzgebung 
erhöht oder vermindert werden kann. 

„Die Feſtſtellung des zu erhebenden Prozentſatzes und die Beſtimmung 
des Zeitpunktes, von welchem ab die neu feſtzuſtellenden Grundſteuer⸗Haupt⸗ 
e, in Hebung geſetzt werden ſollen, wird einem beſonderen Geſetze 
vorbehalten.“ e 

Für das Amendement Lyskowski ſtimmen nur die Polen und ein Theil 
der Linken; es iſt abgelehnt. 


Roggen. „ 50 32 54 50 5 5 
5 2 AA 1 Thlr. z 
aſer . . . . 25 27 29 30 Rothe Kleeſaat 89% 10% 11%, 12% 
berhfen . . . 54 56 58 62 Weiße bite 18 90 2215 244% 25% 
Juttererbſen .. 45 48 50 52 Thymothee . 9 9% 10.10% 10% 


Die neueſten Marktpreiſe aus der Provinz. 
Herrnſtadt. Weizen 7075 Sgr., 9 50-52% Sgr., Gerſte 421 
bis 45 S 0 Hafer 25 —28 Sgr. gr., Roggen 50-52% Sg rſte 42% 

Strehlen. Weißer Weisen 6466 Sgr., gelber 57%—61 Sgr., Ro N 
135 14.85 50 Ser, Gerſe 7040 Sgr., dafer 244—27 Sgr., Kartoffeln 

—14 Sgr. 

Steinau. Weizen 62—66 S r., Roggen 50-54 Sgr., Gerſte 3842 
Seh Pat 28-30 Sor, Erber 527 Car, Chr. Hen 25 Sol, Sho 

ro . 

Lüben. Weizen 61—65 Sgr., Roggen 51—55 S 1, Gerſte 38 
8 05 4 erbsen 31-59 Sor, Centner Bein 21-25 Sgr., 
Scho ro — r. 

5 * 56—64 Sgr., Roggen 48—50 Sgr., Gerſte 36— 
38 Sgr., Pafer 31229 ehr, Butter 57 Sor 
Glogau, Weizen 62.07% Sgr. Roggen 52-54 Sgr., Gerſte 43 
5 i bis 44% Sgr., Hafer 28-294 Sgr., Erbſen — Sar., Kartoffeln 12 

Schluß der Sitzung 3% uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. Fort-] bis 13% Sor., Pfd. Butter 6/7 Sgr., Mandel Eier 4½ —5 Sgr., Ctr. 
- ihm ſetzung der heutigen Diskuſſion. Heu 18.—25 Si Ga Sten e 

iderſprüche nachzuweiſen, jo hätte er andere Stellen, als die vorgelefenen| Im Herrenhaufe bat ſich die Commiffion für Handel und Gewerbe Sagan. Weizen 6775 Sgr., Roggen 507384 Sgr., Gerſte 42% 
aus feiner im Jahre 183! erſchienenen National Oelonomie citiren müf⸗! konſtituirt. Vorſitzender: Fürſt zu Hohenlohe Dehringen, Stellvertreter: von! bis 47% Sgr., Hafer 30 33 Sgr., Erbſen 60.67 Sgr. 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. % » Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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